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1. Antragstext

C.3.1.6 (neu) Erhöhung der Familienzulagen

- Erläuterung des Handlungsziels: Der Kanton erhöht die gesetzlichen Familienzulagen
(Kinder- und Ausbildungszulagen) und prüft deren Ausdehnung auf Selbstständiger-
werbende sowie die Einführung von Geburts- und Adoptionszulagen.

2. Begründung

Höhere Familienzulagen stärken die Kaufkraft von Familien, reduzieren das Armutsrisiko kin-
derreicher Haushalte und stellen einen Standortvorteil für den Kanton Solothurn dar, indem sie
dessen Image als kinder- und familienfreundlichen Kanton aufwerten.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Im Rahmen der Teilrevision vom 27. August 2008 des Sozialgesetzes, Anpassung des Sozialgeset-
zes an das Bundesgesetz über die Familienzulagen (FamZG), und deren Vorbereitungsarbeiten
waren die von der Antragstellerin in der Begründung dargelegten Massnahmen, Erhöhung der
Familienzulagen, deren Ausdehnung auf Selbstständigerwerbende sowie Einführung von Ge-
burts- und Adoptionszulagen eingehend geprüft worden.

Im RRB Nr. 2008/778 vom 29. April 2008 betreffend das Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens
und das weitere Vorgehen war ausgeführt worden:

"Das FamZG stellt in Bezug auf die Anspruchsberechtigung (d.h. in materieller Hinsicht) eine
praktisch abschliessende Ordnung dar. Das FamZG enthält bereits erweiterte Leistungen wie z.B.
die Ausbildungszulagen von 250 Franken pro Monat und die Ausdehnung des Kreises der An-
spruchsberechtigten auf einen Teil der nichterwerbstätigen Personen und die Arbeitnehmenden
nicht beitragspflichtiger Arbeitgebender. Es besteht kein begründeter Anlass, zurzeit noch wei-
tergehende Regelungen auf kantonaler Ebene zu entwickeln.
Zudem wird das Projekt "Ergänzungsleistungen für einkommensschwache Familien" getrennt
von der vorliegenden Teilrevision des Sozialgesetzes weiterbearbeitet. Dessen Ergebnisse wer-
den allenfalls zu einer künftigen Teilrevision des Sozialgesetzes in einer separaten Vorlage An-
lass bieten."

Das FamZG geht zurück auf die parlamentarische Initiative vom 13. März 1991 von Nationalrätin
Angeline Fankhauser. Mit der erstmaligen eidgenössischen Regelung der Familienzulagen an
Arbeitnehmende und nichterwerbstätige Personen, die nach einem mehrjährigen parlamentari-
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schen Prozess hatte beschlossen werden können, wurde ein Teil der Harmonisierungsziele er-
reicht.

Wenn die Kantone zusätzliche eigene Regeln über die Höhe der Familiezulagen, den Kreis der
Anspruchsberechtigten und die Arten von Familienzulagen schaffen, weichen sie die Harmoni-
sierung wieder auf, behindern die Durchführung oder gefährden eine einfache, transparente
und kostengünstige Umsetzung.

Eine weitere Entwicklung der Familienzulagenregelung sollte aus Sicht des Vollzugs mit Vorteil
auf Bundesebene realisiert werden. Bestrebungen zu einer Ausweitung der eidgenössischen
Familienzulagengesetzgebung auf Selbstständigerwerbende sind im Gang. Alle Selbstständi-
gerwerbenden sollen ein Anrecht auf landesweit einheitlich geregelte Familienzulagen erhal-
ten. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 26. August 2009 einer Änderung des
FamZG zugestimmt, wie sie die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des National-
rates (SGK-N) vorschlägt. Heute besteht nur in der Hälfte der Kantone ein Anspruch auf Famili-
enzulagen für Selbstständigerwerbende, der zudem nicht überall gleich ausgestaltet ist. Schon
2005, anlässlich der parlamentarischen Beratung des FamZG, hatte sich der Bundesrat für die
Anwendung des Bundesgesetzes auf die Selbstständigerwerbenden ausgesprochen. Der Entwurf
der Gesetzesänderung liegt bereits vor, wobei der Zeitpunkt der Einführung noch offen ist.

Der Verzicht auf eine kantonale Ausweitung des Geltungsbereichs der Gesetzgebung über die
Familienzulagen auf Selbstständigerwerbende erscheint im Rahmen des Legislaturplans 2009-
2013 umso mehr als geboten, als deren Einführung im Rahmen der letzten Teilrevision vom
27. August 2008 des Sozialgesetzes mehrheitlich nicht gewünscht worden war. Der Kantonal-
Solothurnische Gewerbeverband hatte sich überdies in mehreren Stellungnahmen zu früheren
Gesetzesrevisionen mehrfach ausdrücklich gegen eine Unterstellung der Selbstständigerwer-
benden unter die Familienzulagengesetzgebung ausgesprochen.

Ferner war auf die Geburtszulage zugunsten einer Erhöhung der monatlichen Kinderzulage auf
200 Franken schon beim Erlass des kantonalen Sozialgesetzes mit Kantonsratsbeschluss vom
31. Januar 2007 verzichtet worden. Eine punktuelle Einmalleistung vermag keine nachhaltige
Wirkung zu entfalten. Dieselben Gründe sprechen gegen die Einführung einer Adoptionszulage.
Anspruch auf Kinderzulagen besteht im Übrigen für alle Kinder, zu denen ein Kindesverhältnis
im Sinne des Zivilgesetzbuches besteht. Darunter fallen auch Kindesverhältnisse durch Adoption.

Zudem wurden mit der Änderung des Sozialgesetzes gemäss Kantonsratsbeschluss vom 4. März
2009 sowie der Volksabstimmung vom 17. Mai 2009 die Rechtsgrundlagen zur Ausrichtung von
Ergänzungsleistungen für Familien geschaffen. Damit sind individuell eingegrenzte Massnah-
men zur Stärkung der Kaufkraft von Familien und Verminderung des Armutsrisikos von Haus-
halten mit Kleinkindern auf kantonaler Ebene ergriffen worden.

4. Antrag des Regierungsrates

Nichterheblicherklärung

Andreas Eng
Staatsschreiber
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Vorberatende Kommission

Sozial-  und Gesundheitskommission

Verteiler

Volkswirtschaftsdepartement
Ausgleichkasse des Kantons Solothurn
Aktuarin SOGEKO
Parlamentsdienste
Traktandenliste Kantonsrat


